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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Viertes Gesetz zur Änderung des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
Am 2. April 2026 ist das Gesetz zur Änderung des Bundesjagdgesetzes (BJagdG) und zur 
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) in Kraft getreten. Der Wolf ist damit 
als jagdbare Tierart in das Bundesjagdgesetz aufgenommen worden. Um diese Gesetzesän-
derung in Nordrhein-Westfalen rechtssicher und praktikabel umzusetzen, ist eine Änderung 
des Landesjagdgesetzes zwingend notwendig.  
 
Weiterhin werden punktuelle Änderungen des Landesjagdgesetzes vorgenommen, die über 
die Änderung zum Wolf hinaus im Landesjagdgesetz als erforderlich angesehen werden.  
 
B  Lösung 
 
Anpassung des Landesjagdgesetzes 
 
C Alternativen 
 
Keine. Die Beibehaltung des bisherigen Rechtszustandes würde insbesondere beim Wolfsma-
nagement und den Verwaltungsverfahren nach § 22d BJagdG zu Rechtsunsicherheiten füh-
ren.  
 
D  Kosten 
 
Keine 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDIS 90 DIE GRÜNEN 

 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Viertes Gesetz zur Änderung des Lan-
desjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen 

 

  

Artikel 1 
Änderung des Landesjagdgesetzes 

Nordrhein-Westfalen 
 

  
Landesjagdgesetz 

Nordrhein-Westfalen (LJG-NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 7. Dezember 1994 
 

Das Landesjagdgesetz Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Dezember 1994 (GV. NRW. 1995 S. 2, 
ber. 1997 S. 56), das zuletzt durch Artikel 3 
Absatz 17 des Gesetzes vom 11. März 2025 
(GV. NRW. S. 288) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

 

  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Inhaltsübersicht: 
 

§ 1 Ablieferungspflicht von Kennzeichen 
§ 2 Tierarten 
§ 3 Abrundung der Jagdbezirke 
§ 4 Befriedete Bezirke 
§ 5 Eigenjagdbezirke 
§ 6 Zusammenlegung und Teilung ge-

meinschaftlicher Jagdbezirke 
§ 7 Jagdgenossenschaft 
§ 8 Hegegemeinschaften 
§ 9 Jagdpacht 
§ 10 Jagdpachtfähigkeit 
§ 11 Mehrzahl von Jagdpächtern 
§ 12 Jagderlaubnis 
§ 13 Eintragungen im Jagdschein 
§ 14 Anzeige von Jagdpachtverträgen 
§ 15 Nichtigkeit von Jagdpachtverträgen 

und Jagderlaubnisverträgen 
§ 16 Tod des Jagdpächters 
§ 17 Jagdschein, Jägerprüfung 
§ 17a Gesellschaftsjagd 
§ 18 Gemeinschaftshaftpflichtversiche-

rung 
§ 19 Sachliche Verbote 
§ 20 Örtliche Verbote 
§ 21 Jagdgatter 
§ 22 Abschussregelung 
§ 23 Abschussverbot 
§ 24 Jagd- und Schonzeiten 
§ 25 Inhalt des Jagdschutzes 
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1. In der Inhaltsübersicht wird nach der 

Angabe zu § 45 die folgende Angabe 
eingefügt: 
 
„§ 45a Verordnungsermächtigung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 26 Jagdschutzberechtigte 
§ 27 Jägernotweg 
§ 28 Jagdeinrichtungen 
§ 28a Verhinderung von vermeidbaren 

Schmerzen oder Leiden des Wildes 
§ 29 Wildfolge 
§ 30 Jagdhunde 
§ 31 Aussetzen von Wild 
§ 32 Schadensersatzpflicht 
§ 33 Schutzvorrichtungen 
§ 34 Anmeldung von Wild- und Jagdschä-

den 
§ 35 Vorverfahren 
§ 36 Wildschadenschätzer 
§ 37 Termin am Schadensort 
§ 38 Gütliche Einigung 
§ 39 Schadensfeststellung 
§ 40 Kosten des Vorverfahrens 
§ 41 Gerichtliches Nachverfahren 
§ 42 (entfallen) 
§ 43 (entfallen) 
§ 44 (entfallen) 
§ 45 Ermächtigungen 
 
§ 46 Jagdbehörden 
§ 47 Aufsicht über die Jagdgenossen-

schaft 
§ 48 Sachliche Zuständigkeit 
§ 49 (entfallen) 
§ 50 Auskunftspflicht 
§ 51 Jagdbeiräte 
§ 52 Vereinigung der Jäger 
§ 53 Forschungsstelle für Jagdkunde und 

Wildtiermanagement 
§ 54 Beirat bei der Forschungsstelle 
§ 55 Bußgeldvorschriften 
§ 56 Verwaltungsbehörde, Geldbuße, 

Verbot der Jagdausübung, Einzie-
hung 

§ 57 Gebühren, Jagdabgabe 
§ 58 (aufgehoben) 
§ 59 Übergangsbestimmungen 
§ 60 Inkrafttreten 

 
§ 2 

Tierarten 
(Abweichung von § 2 Abs. 2 und § 22 

Abs. 1 BJG) 
 
Folgende Tierarten unterliegen im Land 
Nordrhein-Westfalen, abweichend von § 2 
Absatz 2 des Bundesjagdgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 29. 
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2. In § 2 Nummer 1 werden nach der An-

gabe „Mink (Neovison vison)“ ein 
Komma und in der folgenden Zeile die 
Angabe „Wolf (Canis lupus);“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

September 1976 (BGBl. I S. 2849) in der je-
weils geltenden Fassung, dem Jagdrecht: 
 
1. Haarwild: 
 
Rotwild (Cervus elaphus), 
Damwild (Dama dama), 
Sikawild (Cervus nippon), 
Rehwild (Capreolus capreolus), 
Muffelwild (Ovis ammon musimon), 
Schwarzwild (Sus scrofa), 
Feldhase (Lepus europaeus), 
Wildkaninchen (Oryctolagus cuniculus), 
Wildkatze (Felis silvestris), 
Fuchs (Vulpes vulpes), 
Steinmarder (Martes foina), 
Baummarder (Martes martes), 
Iltis (Mustela putorius), 
Hermelin (Mustela erminea), 
Mauswiesel (Mustela nivalis), 
Dachs (Meles meles), 
Fischotter (Lutra lutra), 
Waschbär (Procyon lotor), 
Marderhund (Nyctereutes procyonoides), 
Mink (Neovison vison); 
 
 
 
2. Federwild: 
 

a) Arten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 
des Bundesjagdgesetzes in der je-
weils geltenden Fassung, 

b) Nilgans (Alopochen aegyptiaca), 
c) Rabenkrähe (Corvus corone) und 
d) Elster (Pica pica), 
sofern sie in Nordrhein-Westfalen nach 
der Roten Liste der Brutvogelarten 
Nordrhein-Westfalens *1) regelmäßig 
brüten. 
 

*1)  Hrsg.: Nordrhein-Westfälische Ornitho-
logengesellschaft und Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz 2017; 6. 
Fassung. Stand: Juni 2016. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Sachliche Verbote (Ergänzend zu § 19 

BJG) 
 

(1) In Ergänzung des § 19 Absatz 1 des Bun-
desjagdgesetzes ist verboten: 
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1. mit Schrot oder Posten auf Schalenwild 
zu schießen; ausgenommen ist der 
Fangschuss; 

2. die Jagd mit Vorderladerwaffen, Bolzen 
oder Pfeilen; 

3. bei der Jagd Büchsenmunition (mit Aus-
nahme der Kalibergruppen bis 5,6 
mm/.22‘) mit bleihaltigen Geschossen 
sowie bleihaltige Flintenlaufgeschosse 
zu verwenden;2 

4. mit Bleischrot die Jagd an und über Ge-
wässern auszuüben; 

5. auf Rehwild und gestreifte Schwarzwild-
frischlinge (noch nicht einjährige Stücke) 
mit Büchsenpatronen zu schießen, de-
ren Auftreffenergie auf 100 m (E 100) 
weniger als 1 000 Joule beträgt; 

6. Wild, ausgenommen Schwarzwild und 
Raubwild, zur Nachtzeit zu erlegen; als 
Nachtzeit gilt die Zeit von eineinhalb 
Stunden nach Sonnenuntergang bis ein-
einhalb Stunden vor Sonnenaufgang; 

7. die Jagdausübung und das Errichten 
von Jagdeinrichtungen für die Ansitz-
jagd im Umkreis von 300 Metern von der 
Mitte von Wildquerungshilfen (Wildun-
terführungen und Wildgrünbrücken); von 
dem Verbot der Jagdausübung ausge-
nommen ist die Ausübung der Nachsu-
che; 

8. die Baujagd auf Dachse im Naturbau 
auszuüben; 

9. Wild von Ansitzen aus zu erlegen, die 
weniger als 75 m von der Grenze eines 
benachbarten Jagdbezirks entfernt sind; 
dieses Verbot gilt nicht, soweit die Jagd-
nachbarn eine abweichende schriftliche 
Vereinbarung getroffen haben; 

10. zum Anlocken von Wild Tauben- oder 
Krähenkarussells zu verwenden, sofern 
keine Attrappen verwendet werden; 

11. das Töten von Katzen. 
 
(2) Die untere Jagdbehörde kann in Einzel-
fällen die Verbote des Absatzes 1 Nummer 
6 bis 9 und des § 19 Absatz 1 des Bundes-
jagdgesetzes im Interesse der Volksgesund-
heit und der öffentlichen Sicherheit, im Inte-
resse der Sicherheit der Luftfahrt, zur Ab-
wendung erheblicher Wildschäden, zum 
Schutz der Pflanzen- und Tierwelt sowie zu 
Forschungs- und Versuchszwecken zeit-
weise einschränken. Sie entscheidet ferner 
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3. § 19 Absatz 4 wird durch die folgenden 
Absätze 4 und 5 ersetzt: 

 
„(4) Über die bereits durch § 19 Absatz 1 
Nummer 9 des Bundesjagdgesetzes 
verbotenen Fanggeräte hinaus sind 
sämtliche Totschlagfallen verboten. Das 
Ministerium wird ermächtigt, nach Anhö-
rung des zuständigen Ausschusses des 
Landtags durch Rechtsverordnung die 
Verwendung weiterer Fanggeräte zu 
verbieten und die Voraussetzungen und 
Methoden der Fallenjagd zu bestimmen. 
 
(5) Abweichend von § 19 Absatz 1 Num-
mer 5 Buchstabe a des Bundesjagdge-
setzes ist die Verwendung von künstli-
chen Lichtquellen sowie von Nachtsich-
taufsätzen und Nachtsichtvorsätzen für 
Zielfernrohre, die einen Bildwandler 
oder eine elektronische Verstärkung be-
sitzen, für die Bejagung von Schwarz-
wild und von Haarraubwild, mit Aus-
nahme des Wolfs, zulässig. Die waffen-
rechtlichen Bestimmungen sind zu be-
achten und bleiben von dieser Regelung 
unberührt. Eine Schussabgabe ist nur 
von erhöhten Ansitzen und auf eine ma-
ximale Distanz von 100 Metern zuläs-
sig.“ 

 

über die staatliche Anerkennung eines Fach-
instituts im Sinne des § 19 Absatz 3 des Bun-
desjagdgesetzes. 
 
(3) Das Ministerium wird gemäß § 19 Absatz 
2 des Bundesjagdgesetzes und aufgrund 
des Artikels 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
des Grundgesetzes ermächtigt, nach Anhö-
rung des zuständigen Ausschusses des 
Landtags durch Rechtsverordnung die Ver-
bote des Absatzes 1 und des § 19 Absatz 1 
des Bundesjagdgesetzes zu erweitern oder 
aus besonderen Gründen einzuschränken. 
 
(4) Das Ministerium wird ermächtigt, nach 
Anhörung des zuständigen Ausschusses 
des Landtags durch Rechtsverordnung die 
Verwendung bestimmter Fanggeräte, die 
den Anforderungen des § 19 Absatz 1 Num-
mer 9 des Bundesjagdgesetzes nicht genü-
gen, zu verbieten und die Voraussetzungen 
und Methoden der Fallenjagd zu bestimmen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 28a 
Verhinderung von vermeidbaren 

Schmerzen oder Leiden des Wildes 
 

(1) Wer schwerkrankes verunfalltes Wild auf-
findet, darf dieses unabhängig von der Jagd-
zeit unverzüglich erlegen, um es vor ver-
meidbaren Leiden oder Schäden zu bewah-
ren, wenn sie oder er Jagdscheininhaberin 
oder Jagdscheininhaber ist und die oder der 
Jagdausübungsberechtigte, in dessen 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/21208 

 
 

8 

 
 
 
 
 
 
 
4. § 28a Absatz 2 Satz 1 wird durch den 

folgenden Satz 1 ersetzt: 
 
„Unbeschadet des Absatzes 1 ist der-
jenige, der ein Fahrzeug führt und da-
mit Schalenwild oder einen Wolf ver-
letzt oder getötet hat, verpflichtet, dies 
unverzüglich bei einer Polizeidienst-
stelle anzuzeigen.“ 

 
 

Jagdbezirk das Wild erlegt werden soll, infor-
miert wurde und insoweit keine Hilfe erlangt 
werden konnte oder die oder der Jagdaus-
übungsberechtigte nicht erreicht werden 
konnte. Das Erlegen ist der oder dem 
Jagdausübungsberechtigten unverzüglich 
anzuzeigen und das Wild unverzüglich zu 
versorgen. Das Fortschaffen des Wildes ist 
nicht zulässig. 
 
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 ist derje-
nige, der ein Fahrzeug führt und damit Scha-
lenwild verletzt oder getötet hat, verpflichtet, 
dies unverzüglich bei einer Polizeidienst-
stelle anzuzeigen. Für jeden Jagdbezirk ha-
ben die Jagdausübungsberechtigten der zu-
ständigen Polizeidienststelle mindestens 
eine zur Jagd befugte Person zu benennen. 
Die benannte Person hat bei Wildunfällen 
Benachrichtigungen entgegenzunehmen 
und die Pflichten der jagdausübungsberech-
tigten Person. Vorschriften über die Beseiti-
gung von Verkehrsunfallwild auf öffentlichen 
Straßen bleiben unberührt. 
 

5. Nach § 45 wird der folgende § 45a ein-
gefügt:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 45 
Ermächtigungen (Zu § 36 Abs. 2 BJG) 

 
Das Ministerium wird ermächtigt, nach Anhö-
rung des zuständigen Ausschusses des 
Landtags durch Rechtsverordnung Vor-
schriften zu erlassen über 
 
a) die behördliche Überwachung des ge-

werbsmäßigen Ankaufs, Verkaufs und 
Tausches sowie der gewerbsmäßigen 
Verarbeitung von Wildbret und die be-
hördliche Überwachung der Wildhan-
delsbücher, 

b) das Aufnehmen, die Pflege und die Auf-
zucht verletzten oder kranken Wildes 
und dessen Verbleib, wobei die Vor-
schriften sich auch auf Eier oder sons-
tige Entwicklungsformen des Wildes, auf 
totes Wild, auf Teile des Wildes sowie 
auf die Nester und die aus Wild gewon-
nenen Erzeugnisse erstrecken können, 
soweit dies aus Gründen der Hege, zur 
Bekämpfung von Wilderei und Wildheh-
lerei, aus wissenschaftlichen Gründen 
oder zur Verhütung von Gesundheits-
schäden durch Fallwild erforderlich ist. 
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„§ 45a 
Verordnungsermächtigung (zu § 22b 

Absatz 1 und § 22d Absatz 2 bis 4 
Bundesjagdgesetz) 

 
Das für Jagd zuständige Ministerium 
wird ermächtigt, im Benehmen mit dem 
für Naturschutz zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung Näheres zur 
Durchführung des § 22b Absatz 1 und 
§ 22d Absatz 2 bis 4 des Bundesjagdge-
setzes zu regeln. Dies umfasst insbe-
sondere Regelungen über die Anforde-
rungen an die zu ergreifenden Maßnah-
men im ungünstigen Erhaltungszustand, 
die Aufstellung und Anforderungen an 
den revierübergreifenden Management-
plan, die Jagdzeit, die Bestimmung von 
Weidegebieten, Voraussetzungen für 
die Zulässigkeit der Jagdausübung so-
wie weitere Maßnahmen zur Umsetzung 
des Wolfsmanagements.“ 

 
6. § 48 wird durch den folgenden § 48 er-

setzt:  
 

„§ 48 
Sachliche Zuständigkeit 

 
(1) Soweit im Bundesjagdgesetz, in die-
sem Gesetz und in Rechtsverordnungen 
auf Grund dieser Gesetze nichts ande-
res bestimmt ist, ist die untere Jagdbe-
hörde zuständige Behörde. 

 
(2) Abweichend von Absatz 1 ist die 
oberste Jagdbehörde die zuständige 
Behörde für die nachfolgenden Aufga-
ben:  

 
1. Anordnung der zu ergreifenden 

Maßnahmen im ungünstigen Er-
haltungszustand gemäß § 22b 
Absatz 1 Satz 1 des Bundesjagd-
gesetzes, 

2. Aufstellung und Fortschreibung 
des revierübergreifenden Ma-
nagementplans gemäß § 22d Ab-
satz 2 des Bundesjagdgesetzes 
und  

3. Bestimmung von Weidegebieten 
gemäß § 22d Absatz 4 Satz 1 
Nummer 3.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
§ 48 

Sachliche Zuständigkeit 
 

Soweit im Bundesjagdgesetz, in diesem Ge-
setz und in Rechtsverordnungen auf Grund 
dieser Gesetze nichts anderes bestimmt ist, 
ist die untere Jagdbehörde zuständige Be-
hörde. 
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7. § 53 Absatz 1 Nummer 5 und 6 wird 
durch die folgenden Nummern 5 bis 8 er-
setzt: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„5. die Öffentlichkeitsarbeit, 
6. die Durchführung der Falknerprü-

fung, 
7. die Beratung insbesondere der 

Jagdbehörden zu allen fachlichen 
Fragen des Wolfsmanagements, 
der jagdlichen Maßnahmen sowie 
zu den Auswirkungen des Vor-
kommens von großen Karnivoren 
auf Wildbestände und die 
Jagdausübung sowie 

8. die Feststellung nach § 22d Ab-
satz 3 Satz 2 des Bundesjagdge-
setzes als vom Land bestellte 
Sachverständige, dass ein Scha-
den an einem nicht wildlebenden 
Tier von einem Wolf verursacht 
worden ist und trotz zumutbarer 
Herdenschutzmaßnahmen, die 
geeignet sind, Tiere vor Angriffen 
durch den Wolf zu schützen, ein-
getreten ist.“ 

 
 

 § 53 
Forschungsstelle für Jagdkunde und 

Wildtiermanagement 
 

(1) Im Geschäftsbereich des Ministeriums 
wird die Forschungsstelle für Jagdkunde und 
Wildtiermanagement, im Folgenden For-
schungsstelle als Fachbereich beim Landes-
amt für Verbraucherschutz und Ernährung 
geführt. Aufgaben der Forschungsstelle sind 
insbesondere: 
 
1. die Erforschung der Lebens- und Um-

weltbedingungen des Wildes und der 
wild lebenden Tiere, von Wildkrankhei-
ten sowie der Möglichkeiten ihrer Be-
kämpfung, 

2. die Erforschung von neuen Möglichkei-
ten der Jagdausübung auch zur Verhü-
tung und Verminderung von Wildschä-
den und Methoden des Wildtiermanage-
ments, 

3. die Beratung bei Anträgen an die unte-
ren Jagdbehörden sowie beispielsweise 
von Hegegemeinschaften, 

4. die Aus- und Fortbildung, 
5. die Öffentlichkeitsarbeit sowie 
6. die Durchführung der Falknerprüfung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Für Rotwildgebiete oder Teile von Rot-
wildgebieten bestellt die Forschungsstelle 
Sachverständige für Rotwildfragen 
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(Rotwildsachverständige). Diese sind ehren-
amtlich tätig. 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten  

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
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Begründung 
 
Allgemeiner Teil 
 
Anlass der Änderungen ist die Aufnahme des Wolfs in das Bundesjagdgesetz.  
 
Besonderer Teil 
Begründung im Einzelnen 
 
Zu Artikel 1 
Änderung des Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen  
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 
Folgeänderung durch die Ergänzung des § 45a. 
 
Zu Nummer 2 (§ 2) 
Der Katalog der jagdbaren Tierarten wird aktualisiert. Das Haarwild wird um den Wolf ergänzt. 
Die Aufnahme des Wolfs in das Landesjagdgesetz ist erforderlich, um die bundesrechtlichen 
Regelungen landesrechtlich umzusetzen und diese verfassungsrechtlich tragfähig und rechts-
sicher auszugestalten. 
 
Zu Nummer 3 (§ 19) 
Absatz 4 wird neu gefasst. Das umfassende Verbot von Totschlagfallen ist bereits in der 
Durchführungsverordnung zum Landesjagdgesetz ausdrücklich geregelt. Aus rechtssystema-
tischen Gründen ist es jedoch erforderlich, das Verbot nunmehr ausdrücklich im Landesjagd-
gesetz selbst klarzustellen. 
 
Mit der gesetzlichen Regelung wird keine inhaltlich neue Verbotsentscheidung getroffen, son-
dern die bereits bestehende Rechtslage auf der hierfür systematisch sachgerechten Norm-
ebene eindeutig abgebildet. 
 
Es wird ein neuer Absatz 5 ergänzt. Die Population von Waschbären in NRW steigt, was auch 
die Jagdstrecke der letzten Jahre widerspiegelt. Es entstehen zunehmend Probleme mit dieser 
invasiven Wildtierart sowie anderem Haarraubwild, welches dämmerungs- und nachtaktiv ist. 
Die Bejagung zur Nachtzeit unter Verwendung der Nachtsichttechnik wird als effiziente Beja-
gungsmethode ergänzend zur Fallenjagd gesehen. Dies soll dem Schutz von heimischen Bo-
denbrütern und Niederwildarten vor Prädatoren wie Waschbär und Fuchs dienen. Der Wolf 
wird ausdrücklich von der Zulassung ausgenommen, da nach dem Bundesjagdgesetz die 
Möglichkeit besteht, im Einzelfall für die Jagd auf den Wolf Nachtsichtvorsätze und Nachtsich-
taufsätze zuzulassen.  
 
In Zusammenhang mit der Regelung zur Verwendung der Nachtsichttechnik für Haarraubwild 
wird die geltende Verordnungsregelung zur Verwendung von Nachtsichttechnik für die Beja-
gung von Schwarzwild in das Landesjagdgesetz überführt. Gemäß § 2 der ASP-Jagdverord-
nung NRW ist abweichend von § 19 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a des Bundesjagdgeset-
zes die Verwendung von künstlichen Lichtquellen sowie von Nachtsichtaufsätzen und Nacht-
sichtvorsätzen (Dual-Use-Geräte) für Zielfernrohre, die eine elektronische Verstärkung besit-
zen, für die Bejagung von Schwarzwild zulässig. Die waffenrechtlichen Bestimmungen sind zu 
beachten und bleiben von dieser Regelung unberührt.  
 
Den unteren Jagdbehörden wurde nach Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest (ASP) in 
NRW die Möglichkeit eröffnet, die Verwendung von Nachtsichtaufsätzen und Nachtsichtvor-
sätzen (Dual-Use-Geräte) für Zielfernrohre, die einen Bildwandler besitzen, per 
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Allgemeinverfügung zur Bejagung von Schwarzwild zeitweise zu erlauben. Diese Möglichkeit 
soll nun gesetzlich für ganz NRW verankert werden. Die ASP-Jagdverordnung sieht die Ver-
wendung von Wärmebildtechnik nur in den Restriktionsgebieten vor. 
 
Aufgrund des anhaltenden ASP-Geschehens in NRW werden beide Regelungen nun in das 
Landesjagdgesetz übernommen, um einen einheitlichen Regelungstatbestand zu schaffen.  
 
Zu Nummer 4 (§ 28a) 
Es soll in den bereits bestehenden § 28a Absatz 2 Satz 2 mit aufgenommen werden, dass 
eine Person, die ein Fahrzeug führt und damit einen Wolf verletzt oder getötet hat, verpflichtet 
wird, dies unverzüglich bei einer Polizeidienststelle anzuzeigen.  
 
Um Tierleid zu vermeiden, sollte eine jagdausübungsberechtigte Person zeitnah erreichbar 
sein. Für jeden Jagdbezirk haben die Jagdausübungsberechtigten der zuständigen Polizei-
dienststelle mindestens eine zur Jagd befugte Person zu benennen. Die benannte Person hat 
bei Wildunfällen Benachrichtigungen entgegenzunehmen und die Pflichten der jagdaus-
übungsberechtigten Person auszuüben.  
 
Bislang gilt dies nur bei Schalenwild. Daher wird der Wolf ebenfalls mit aufgenommen. 
Im Falle eines Verkehrsverlustes oder sonstigen Totfundes eines Wolfs muss ermöglicht wer-
den, dass der Kadaver beprobt wird und anschließend untersucht werden kann (§ 22d Ab-
satz 1 BJagdG). Ebenso ist dies wichtig, damit der Jagdausübungsberechtigte sein Aneig-
nungsrecht ordnungsgemäß ausüben kann.  
 
Zu Nummer 5 (§ 45a) 
Für den Fall, dass der Bundesgesetzgeber von der Ermächtigungsgrundlage in § 22d Absatz 6 
keinen Gebrauch macht, wird mit § 45a eine Ermächtigungsgrundlage für eine landesrechtli-
che Rechtsverordnung geschaffen, um bei Bedarf nähere Durchführungsregelungen für die 
Tierart Wolf erlassen zu können. Die Verordnungsermächtigung orientiert sich an den Rege-
lungen des Bundesgesetzgebers in §§ 22b und 22d und ist inhaltlich deckungsgleich. Unbe-
rührt bleibt die Anwendung der unmittelbar geltenden Regelungen in § 22b und 22d des Bun-
desjagdgesetzes durch die zuständigen Jagdbehörden des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Wege von Einzelanordnungen oder Allgemeinverfügungen. 
 
Zu Nummer 6 (§ 48) 
Gemäß § 48 ist die untere Jagdbehörde die sachlich zuständige Behörde, sofern im Bundes-
jagdgesetz, im Landesjagdgesetz und in jagdlichen Rechtsverordnungen nichts anderes be-
stimmt ist. Mit dem neuen Absatz 2 werden die sachlichen Zuständigkeiten für das Wolfsma-
nagement im Landesjagdgesetz festgelegt und an die durch das Bundesjagdgesetz geschaf-
fenen Regelungen angepasst. 
 
Das Bundesjagdgesetz weist den Ländern die Aufgabe zu, Maßnahmen zum Wolfsmanage-
ment näher auszugestalten. Zur Gewährleistung eines landesweit einheitlichen und fachlich 
abgestimmten Verwaltungsvollzugs werden die wesentlichen Entscheidungen nach § 22b und 
§ 22d Absatz 2 Bundesjagdgesetz der obersten Jagdbehörde übertragen. Die Bündelung die-
ser Aufgaben bei der obersten Jagdbehörde ist erforderlich, um dem kreisübergreifenden Re-
gelungsbedarf Rechnung zu tragen und ein landesweit einheitliches und effizientes Manage-
ment gewährleisten zu können.  
Hierzu gehören insbesondere die Anordnung von Maßnahmen bei einem ungünstigen Erhal-
tungszustand, die Aufstellung und Fortschreibung revierübergreifender Managementpläne so-
wie die Festlegung von Weidegebieten. Diese Entscheidungen betreffen regelmäßig großräu-
mige Populationen und erfordern eine landesweite Betrachtung, die über die Zuständigkeit 
einzelner Kreise hinausgeht.  
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Für die übrigen Entscheidungen in Zusammenhang mit dem Wolf sind die Kreise und kreis-
freien Städte als untere Jagdbehörden zuständig. Dies betrifft insbesondere die Entscheidun-
gen in Zusammenhang mit den schadstiftenden Wölfen gem. § 22d Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 
bis 5 BJagdG.  
 
Zu Nummer 7 (§ 53) 
In § 53 Absatz 1 werden die Aufgaben der Forschungsstelle für Jagdkunde und Wildtierma-
nagement (FJW) aufgelistet. Der Aufgabenkatalog der FJW wird um die fachlichen Fragestel-
lungen im Zusammenhang mit Großkarnivoren wie insbesondere dem Wolf erweitert.  
 
Großkarnivoren sind wildlebende fleischfressende große Beutegreifer, deren Vorkommen auf-
grund ihrer Raumnutzung, ihrer ökologischen Auswirkungen oder ihres Konfliktpotenzials be-
sondere Anforderungen an das jagdliche Wildtiermanagement, die Jagdausübung oder den 
behördlichen Vollzug stellt. Das Vorkommen dieser Arten kann vergleichbare Anforderungen 
an das Wildtiermanagement in den Jagdbezirken, die praktische Jagdausübung und weitere 
Themenfelder begründen.  
 
Nr. 8 bestimmt die Mitarbeitenden der FJW als vom Land bestellte Sachverständige gem. 
§ 22d Absatz 3 Satz 2 BJagdG. Diese stellen anhand der erstellten Dokumentation des Riss-
geschehens fest, ob es sich um einen Wolfsriss an einem nicht wildlebenden Tier handelt und 
zumutbare Herdenschutzmaßnahmen überwunden wurden. Dies ist für das beschleunigte 
Entnahmeverfahren eines schadstiftenden Wolfs gemäß § 22d Absatz 3 Satz 2 BJagdG erfor-
derlich. Die Bewertung des Rissgeschehens soll zentral erfolgen, da so eine objektive und 
einheitliche Feststellung für ganz NRW gewährleistet wird. Zudem verfügt die FJW über ent-
sprechende fachliche Kompetenzen. 
 
Zu Artikel 2 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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